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Sprechstunde mit 
MdA Harald Gindra 
Montag 12.02., 
12.03.2018, 
15 - 17 Uhr, in der 
Roten Insel, Feurigstr. 
68, 10827 Berlin
Siehe auch S. 4

Mieterberatung
Je 2. und 4. Di. im 
Monat 14  - 16 Uhr im 
Kiezbüro

Sprechstunde mit 
MdA Philipp Bertram 
Montag 05.02.2018,
15-17 Uhr, in der 
Roten Insel, Feurigstr. 
68, 10827 Berlin
Siehe auch S. 4

Sprechstunde Sprechstunde mit mit 

Sozial-
Rechtsberatung
im Stadtbüro:
Kaiserin-Augusta-Str. 
75, 12103 Berlin, Je. 2. 
und 4. Do., 15-17 Uhr, 
um Anmeldung wird 
gebeten. Siehe S. 4

Sozialberatung 
mit RA Claus Föster, 
Di. 13.02. 10 - 12 Uhr
in der Roten Insel 

Von Mali über Sudan und Syrien bis Afghanistan, 
im Mittelmeer und am Horn von Afrika – die Bun-
deswehr steht in 13 bewaff neten Auslandsein-
sätzen. Sieben davon wurden in den beiden ers-
ten Sitzungswochen des neu gewählten Bundes-
tags verlängert. Sieben Mandatsverlängerungen 
für die Bundeswehr in zwei Lesungen – das heißt: 
So jung der neue Bundestag noch ist, hat er be-
reits 14 Debatten um Auslandseinsätze der Bun-
deswehr hinter sich. 
Eine Beratung in den Fachausschüssen konnte 
hingegen nicht stattfi nden – denn die übergroße 
Mehrheit des Bundestags hat sich geweigert, die-
se einzurichten. Der Antrag der Linksfraktion, zu-
mindest die verfassungsmäßig vorgeschriebenen 
Ausschüsse, darunter den Auswärtigen und den 
Verteidigungsausschuss, einzurichten, wurde von 
allen anderen Fraktionen abgelehnt. Stattdessen 
wurde auf gemeinsamen Antrag von Union, SPD, 
FDP, Grünen und AfD (!) hin ein Hauptausschuss 
eingerichtet, in dem im Schnelldurchlauf sämtli-
che Anträge durchgehechelt werden. 
Dazu passt, dass es die geschäftsführende (!) 
Bundesregierung normal fand, einfach mal so 

nebenbei die deutsche Zustimmung zum Umbau 
der Europäischen Union in eine Militärunion zu ge-
ben. Die sogenannte „ständige strukturierte Zu-
sammenarbeit“ (PESCO) auf militärischem Gebiet 
beinhaltet u. a. eine Verpfl ichtung zu permanen-
ter Aufrüstung – und damit einen tiefen Eingriff  in 
die Haushaltshoheit des Parlaments. Ein schwer-
wiegender Vorgang, doch die Bundesregierung 
hatte es nicht für nötig befunden, im Bundestag 
dazu Rede und Antwort zu stehen. Hätte DIE LIN-
KE nicht einen eigenen Antrag gegen PESCO ein-
gebracht und zusätzlich eine Aktuelle Stunde zu 
dem Thema durchgesetzt, hätte gar keine Debatte 
im Bundestag stattgefunden. 
Beide Vorgänge zeigen: Zum Glück ist DIE LIN-
KE als die Friedenspartei weiterhin und – dank 
des guten Wahlergebnisses – mit mehr Abgeord-
neten im Bundestag vertreten. Aber es ist eben-
so klar, dass es uns alleine nicht gelingen wird, 
weitere Aufrüstung zu stoppen und die Bundes-
wehr aus den Auslandseinsätzen zurückzuholen. 
Dazu brauchen wir die Unterstützung durch die 
Friedensbewegung. 

Im Bundestag passiert nichts? Oh doch: Sage und schreibe sieben Auslandseinsätze der 
Bundeswehr wurden im Schnelldurchlauf und ohne Beratung in Fachausschüssen verlängert. 
Nur DIE LINKE hat siebenmal Nein gesagt. Und dann noch das: Die geschäftsführende 
Bundesregierung führt Deutschland in eine neue EU-Militärunion. Nur DIE LINKE hat verhindert, 
dass das komplett am Parlament vorbei geschieht. 
Von Alexander King

Wichtiger denn je: DIE LINKE als die 
Friedenspartei im Deutschen Bundestag

PRESSEMITTEILUNG
Berlin den 16. Januar 2018
DIE LINKE. in der BVV Tempelhof-Schöneberg von 
Berlin, John-F.-Kennedy- Platz, 10825 Berlin
Mit Aufstellung des Bebauungsplans im Mari-
endorfer Ankogelweg (Drs. 0542/XX) ist ein 
wichtiger Schritt in Richtung eines neuen Mul-
tifunktionsbads für die Bevölkerung getan. 
Das Bezirksamt und die Berliner Bäderbetriebe 
haben endlich ihre politische Verantwortung für 
die dauerhafte Versorgung mit Schwimmmöglich-
keiten im Altbezirk Tempelhof wahrgenommen. 

Dass das Planungsverfahren erst jetzt beginnt, 
war nicht zuletzt einem verzögernden Handeln der 
Bäderbetriebe geschuldet gewesen.

Die Linksfraktion in der BVV fordert mit Beginn 
des B-Planverfahrens eine Einwohner_innenver-
sammlung, um über die neue Sachlage zu infor-
mieren. Ferner soll das neue Multifunktionsbad 
nach Beschluss der BVV nach Helene Lewissohn 
benannt werden - durch einen Antrag, den die 
Linksfraktion angestoßen hatte.  

BV Martin Rutsch, Fraktion DIE LINKE. Tempelhof-
Schöneberg

Aufstellung des B-Plans für den Ankogelweg: 
Einwohner_innenversammlung jetzt

Neujahrsempfang 
2018 

Freitag, den 26. Januar 
2018 im Rathaus 
Schöneberg, Louise-
Schröder-Saal (Raum 
195) 17 Uhr 
Aktuelle Herausforderun-
gen für die Friedensbewe-
gung: Aufrüstung stoppen, 
Waff enexporte verbieten, 
Auslandseinsätze been-
den – aber wie? 

Siehe Seite 7



 2DIE LUPE Januar-Februar 2018        www.dielinke-tempelhof-schoeneberg.de/politik/die_lupe/ Fortsetzung auf Seite 3

Die BVV am 13. Dezember 2017
Unterschiedliche Handhabung bei 
Nachverdichtung
Ein Bürger war erbost darüber, dass für einen 
Dahlemer Wohnbezirk ein Bebauungsplan mit der 
besonderen Zielrichtung „Schutz gegen Nachver-
dichtung“ aufgestellt wurde, im krassen Gegen-
satz zum Wohnquartier am Mühlenberg, wo eine 
Überplanung vorliege. Stadtrat Oltmann (Grüne) 
antwortete auf diese Diskrepanz, dass dies im 
„Ermessen der Gemeinde bzw. des Bezirks“ lie-
ge, öffentliche und private Belange seien gegenei-
nander und untereinander abzuwägen. Unser Be-
zirk stehe für eine „Nachverdichtung mit Augen-
maß“. Ein anderes Argument war, dass die Flä-
chen am Mühlenberg landeseigene Flächen sind 
und dort bezahlbarer Wohnungsraum geschaffen 
werden könne. Ob dies tatsächlich möglich sein 
wird, muss sich noch erweisen. DIE LINKE sieht 
das Ansinnen kritisch, denn Verdichten um jeden 
Preis birgt Verschlechterungen des sozialen Zu-
sammenlebens und der Luftqualität. Eine einfluss-
starke reiche Lobby gegen Verdichtung gibt es in 
diesem Gebiet in Schöneberg – anders als in Dah-
lem – nicht. 

Umsetzung der Bebauung am Kleistpark ist 
zeitlich ungewiss
Seit Jahren ist bekannt, dass der Grünstreifen 
am Kleistpark (Hauptstraße/ Willmanndamm) 
eine bauliche Nutzung erfahren soll. Bekannt ist 
auch, dass eine Nutzung baulich (darunter fährt 
die BVG) und finanziell sehr riskant ist. BV Scher-
zinger (DIE LINKE) stellte eine Mündliche Anfrage 
zum aktuellen Stand und wie es weiter geht. Laut 

Stadtrat Oltmann (Grüne) liegen dem Bezirksamt 
noch keine Anträge auf eine bauliche Nutzung vor. 
Geprüft werde derzeit noch die „statische Tragfä-
higkeit“ in Verhandlung mit der BVG und dem Vor-
habenträger. Der weitere Fortgang und der zeitli-
che Rahmen hingen nun vom Abschluss eines Ver-
trages mit BVG und Investor ab. DIE LINKE lehnt 
die Bebauung auf diesem heiklen Grundstück 
ab. Die Einsturzgefahr schwingt immer mit, und 
es sind extrem hohe Mieten zu erwarten, da teu-
re Sicherheitsmaßnahmen nötig wären. Auch die 
Nachbarschaft hält die vorgesehene Verdichtung 
für nachteilig für das Quartier.

Im Internet beworben: Co-living und Co-wor-
king in der Potsdamer Straße 180
Bisher war dem Bezirksamt diese Art von Ge-
bäudenutzung nicht bekannt, so die Antwort von 
Stadtrat Oltmann (Grüne) auf eine Mündliche An-
frage von BV Scherzinger (DIE LINKE). Die Frage, 
ob dieses für den Bezirk neue Konzept von Woh-
nen und Arbeiten genehmigungspflichtig sei, hän-
ge vom geltenden Planungsrecht ab. Große Tei-
le des Gebäudes Potsdamer Straße 180 und 182 
seien bereits als Bürogebäude genehmigt, außer-
dem liege ein Erweiterungsantrag für eine Hostel-
Nutzung vor. Beide Nutzungen als Co-living-Pro-
jekt wären nach derzeitiger Einschätzung zulässig. 
Diese Art von Wohnen und Arbeiten bewertet DIE 
LINKE als  Ausbeutung pur. Der Mensch kann sich 
keine selbstbestimmte Existenz und Familie auf-
bauen. Arbeit und Wohnen sind temporär und auf-
einander abgestimmt, der Mensch wird zum Spiel-
ball kapitalistischer Verwertungslogik.

Elisabeth Wissel

PRESSEMITTEILUNG  
Berlin, 9. Januar 2018 
DIE LINKE. in der BVV Tempelhof-Schöneberg von 
Berlin, John-F.-Kennedy- Platz, 10825 Berlin  
Die Fraktion DIE LINKE in Tempelhof- 
Schöneberg sieht die geplante Schulbauoffen-
sive kritisch  
 
Dass endlich Schulen neu gebaut und saniert 
werden sollen, ist richtig und dringend not-
wendig. Allerdings halten wir die Form der Fi-
nanzierung für riskant.  
 
Der Senat plant, das Erbbaurecht an (Schul-) 
Grundstücken und Schulgebäuden in das Eigen-
tum einer Tochtergesellschaft der HOWOGE zu 
überführen, wenn der Neubau oder die Sanierung 
der Gebäude mehr als 10 Mio. Euro kosten sollen. 
Bei Sanierungen zwischen 5,5 Mio Euro und 10 

Mio Euro soll das ebenfalls möglich sein und läge 
im Ermessen des Bezirks.  
 
Tempelhof-Schöneberg gehört zu den sechs Be-
zirken, die die Amtshilfe des Senats bereits in An-
spruch nehmen. Vier Schulen mit Sanierungen 
über 5,5 Mio Euro und fünf Schulen mit Sanierun-
gen über 10 Mio. Euro wurden abgegeben.  
 
Und weitere Schulen sollen für 25 bis 30 Jah-
re der HOWOGE-Tochter übertragen werden. Die-
se Überführung der Schulen ins Privatrecht ist 
mit gravierenden Risiken verbunden. Alle Verträ-
ge über Bau und Sanierung sowie deren Finan-
zierung würden dem Betriebs- und Geschäftsge-
heimnis unterliegen. Weil die geplanten Baumaß-
nahmen privat finanziert und die Kredite mit Erb-
baurechten besichert werden sollen, würden die 
schulischen Flächen der Gefahr einer späteren 

Die Fraktion DIE LINKE in Tempelhof- 
Schöneberg sieht die geplante  
Schulbauoffensive kritisch

Rathaus öffnen
Hier kurze Hinweise, wie 
man die Rathaus-Politik im 
Bezirk direkt beeinflussen 
kann. Die Verordneten von 
DIE LINKE beraten und un-
terstützen Sie/Dich gerne 
dabei.  
Mehr Demokratie im 
Bezirk www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
aktuelles/buergerbeteiligung/
artikel.395202.php
Einwohnerfragen Frage-
stunde Zu jeder BVV-Sit-
zung können Einwohnerin-
nen und Einwohner am An-
fang der Sitzung Anliegen 
öffentlich machen und eine 
Antwort vom Bezirksamt 
abfordern: 
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik-und-verwaltung/
bezirksverordnetenversammlung/
einwohnerfragen/
Bürgerbegehren und 
Bürgerbescheid Grund-
sätzlich sind Bürgerbegeh-
ren zu allen Themenbe-
reichen möglich, in denen 
die Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV) beschluss-
berechtigt ist. 
Eingaben und Beschwer-
den Probleme mit Entschei-
dungen der Verwaltung 
können  als Petition an den 
BVV-Ausschuss eingereicht 
werden: www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik-und-verwaltung/
bezirksverordnetenversammlung/
eingaben-und-beschwerden/
formular.395270.php
Bürgerbeteiligung bei 
Bebauungsplänen Bei 
neuen Bebauungsplänen 
sind Interventionen mög-
lich: www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik-und-verwaltung/
aemter/stadtentwicklungsamt/
stadtplanung/
bebauungsplanung/
Bebauungsplanung

BVV-Sondermittel „Zu-
schüsse für Vereine, Bür-
gerinitiativen und Projek-
te aller Art“. www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/politik-und-
verwaltung/bezirksverordnetenver-
sammlung/aktuelles-und-wissens  

wertes/artikel.347560.php



 

Elisabeth Wissel
Fraktionsvorsitzende 
Ausschüsse für: Bibliothe-
ken, Bildung und Kultur; 
Soziales, Senioren und 
demografischer Wandel; 
Hauptausschuss; Facillity 
Management; Ältestenrat.
 
Telefon: 01577 34 62 721

elisabeth.wissel@ 
linksfraktion-ts.de

Büro und Erreichbarkeit 
im Rathaus Schöneberg:
Raum 2115
Tel: 30 90 277 48 98 
(Neu: 30 26 59 34 86)
E-Mail: kontakt@
linksfraktion-ts.de
Sprechstunde: 
Mittwochs 15 - 17 Uhr  
 
Fraktionssitzung:
In offener Diskussion, 
Gäste sind ausdrücklich 
eingeladen. Mitglie-
der, andere kommunal 
Interessierte und von 
bezirklichen Entscheidun-
gen Betroffene können 
auf diese Weise Einfluss 
auf Vorlagen der BVV 
nehmen.
Fraktionssitzungster-
mine
Montag 19.02.2018 um 
19 Uhr, Vorbereitung der 
BVV  im Raum 2115 im 
Rathaus Schöneberg.

Bezirksverordneten-
versammlung (BVV)
Die nächste öffentliche 
BVV-Sitzung der neue Le-
gislaturperiode findet am   
21.02.2018 um 17 Uhr, 
im Rathaus Schöneberg, 
BVV-Saal statt. 
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He l fen  s ta t t  r eden  -  D IE  L INKE .  im  Ra thaus  i s t  f ü r  S ie  da !

Martin Rutsch
Stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender  
Ausschüsse für: Bürger-
dienste und Ordnungs-
angelegenheiten;  Stra-
ßen, Verkehr, Grün und 
Umwelt;  
Jugendhilfeausschuss.

martin.rutsch@ 
linksfraktion-ts.de

Christine Scherzinger

Ausschüsse für: 
Stadtentwicklung; 
Wirtschaft. 

 

christine.scherzinger@ 
linksfraktion-ts.de

Carolin Behrenwald
Ausschüsse für: 
Eingabe und Beschwer-
den; Schule; Integrati-
on (Ausschussvorsitz); 
Frauen-, Queer- und In-
klusionspolitik (Stellv. 
Ausschussvorsitz).

carolin.behrenwald@ 
linksfraktion-ts.de

Liebe Tempelhof-Schöneberger_innen,
am 18. September 2016 wurde DIE LINKE. mit 8,7 % erstmals in Fraktionsstärke in die Bezirksverord-
netenversammlung (BVV) von Tempelhof-Schöneberg gewählt. DIE LINKE. ist nun mit 5 Verordneten in 
der BVV vertreten. Unser Plus von 5 Prozentpunkten hat gezeigt, dass immer mehr Menschen in unse-
rem Bezirk eine soziale Alternative zu den anderen Parteien wollen. Wir nehmen das als Verantwortung. 
,,Helfen statt reden" - das war unser Motto im Wahlkampf. Und das ist unser Anspruch auch nach der 
Wahl. Wir möchten gerne Ihre eigenen Anliegen hören und mit Ihnen diese politisch umsetzen. Hierzu 
bieten wir jeden Mittwoch von 15-17 Uhr im Rathaus Schöneberg (Raum 2115) eine Sprechstunde 
an, zu der wir Sie herzlich einladen. Eine Anmeldung vorab ist nicht notwendig. Ferner können Sie uns 
auch per Mail unter kontakt@linksfraktion-ts.de erreichen. Wir freuen uns auf Sie!

Katharina Marg
 
Ausschüsse für: 
Rechnungsprüfung; 
Gesundheit; Sport.

katharina.marg@ 
linksfraktion-ts.de

Die Fraktion DIE LINKE in Tempelhof-Schöneberg sieht  

die geplante Schulbauoffensive kritisch  
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materiellen Privatisierung ausgesetzt werden.  
Der Bezirk könnte zusätzlich in seiner demokrati-
schen Kontrolle eingeschränkt werden. Zeit, Prio-
ritätenliste, Bürger_innen-Beteiligung, Mitsprache, 
Kosten, darüber entschiede nicht mehr der Bezirk, 
sondern die Geschäftsführung der GmbH.  
 
Wir als Fraktion die Linke Tempelhof-Schöneberg 
sprechen uns dafür aus, dass die Entscheidun-
gen weiterhin von Bezirksverordneten und vor al-
lem von Bürger_innen, Lehrer_innen, Eltern kri-
tisch hinterfragt und mitbestimmt werden kön-
nen. Über Klassenzimmer-Größe, Schulhof-Größe, 
evtl. Verkauf von Schulflächen, darf nicht eine pri-
vatrechtliche Gesellschaft bestimmen. 

Wir wollen darüber hinaus, dass die Bezirksäm-
ter mit ausreichend gutem Personal ausgestattet 
werden. 

Denn aktuell fehlt es in den Bezirksämtern an Per-
sonal, um die notwendigen Aufgaben zu stemmen. 
Wir sehen in dem Aufbau einer zusätzlichen Par-
allelstruktur durch die HOWOGE dringend benö-
tigtes Personal gebunden, bevor die GmbH über-
haupt arbeitsfähig sein wird. Bau und Sanierung 
könnten nicht beschleunigt, sondern gebremst 
werden! 

Damit eine Alternative gefunden und den Bezirken 
wieder mehr Spielraum eingeräumt wird, muss 
dringend die Schuldenbremse abgebaut werden. 
Bei fließenden Steuergeldern kann und muss die-
se privatrechtliche Konstruktion nicht die einzige 
Möglichkeit sein. 

Fraktion DIE LINKE. Tempelhof-Schöneberg

www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/allris.net.asp
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Im Abgeordnetenhaus

Harald Gindra MdA,
wirtschafts- und entwick-
lungspolitischer Sprecher der 
Linksfraktion im Abgeord-
netenhaus.  
gindra@linksfraktion.berlin

Kiezbüro: Hildburghauser 
Str. 29, 12279 Berlin
Öffnugszeiten: 
Di. u. Do. 10-16 Uhr 
Tel: +49 30 40 74 89 79 
buero@harald-gindra.de
Sprechstunde: Do.01.02., 
15.02., 01.03.2018, 
16 -18 Uhr, mit Absprache.  
Mieterberatung: Je 2. u. 4. 
Di. im Monat 14 -16 Uhr im 
Kiezbüro 

Philipp Bertram MdA, 
sportpolitischer Spre-
cher der Linksfraktion im 
Abgeordnetenhaus
bertram@linksfraktion.berlin  
 
Stadtbüro: Kaiserin-Augus-
ta-Str. 75, 12103 Berlin 
buero@philipp-bertram.de 
Öffnungszeiten: 
Mo.-Do. 10 -16 Uhr
Sprechstunde: 
Je 4. Mo. 15-17 Uhr 
Sozial-Rechtsberatung: 
Je. 2. und 4. Do. 15-17 Uhr 
im Stadtbüro

Abgeordnetenhaus, 
  Niederkirchnerstraße 5,
 10117 Berlin           

   Tel. +49 30 23 25 25 47 

Mit einem 
„Pauken-
schlag“ vor 
Weihnach-
ten verkün-
dete Gene-
ral Electric 

(GE) am 7. Dezember ihre „Restrukturierungsvor-
schläge“. Sie „beinhalten die Schließung der Fer-
tigung von GE Power Conversion in Berlin und von 
GE Grid Solutions in Mönchengladbach. Insge-
samt betreffen die Vorschläge rund 1.600 Arbeits-
plätze in Deutschland.“
Für das Werk in Marienfelde sehen die Planungen 
die Schließung des Produktionsbereichs mit rund 
500 Beschäftigten vor. Laut IG Metall macht GE in 
allen Geschäftsfeldern Milliardengewinne. Der Ge-
schäftsbereich Power, zu dem Marienfelde gehört, 
habe in den ersten drei Quartalen zum positiven 
Geschäftsergebnis (weltweit 2,11 Milliarden Euro, 
operative Marge 9,5%) beigetragen.
GE gibt an, es seien aufgrund des Rückgangs der 
Energieproduktion in Kohle- und Gas-Großkraft-
werken sowie des enormen Preisdrucks durch asi-
atische Wettbewerber Anpassungen notwendig.
Aber kommt das überraschend? Noch im Juni 
stellte der GE-Vorstand für Europa bei einer 

Veranstaltung der IHK heraus, wie hervorragend 
man auf die Änderungen im Energiemarkt einge-
stellt sei und dass man gut verdiene mit Lösungen 
für die dezentrale und auf regenerativen Energie-
quellen ausgerichtete Energiegewinnung.
Von Konzernen wie Siemens und General Electric 
kann man erwarten, dass sie eine aktive Stand-
ortpolitik betreiben. Das heißt, dass sie mit neu-
en Produkten und Innovationen Standorte stärken 
und Fachpersonal halten. Klagen sie nicht sonst 
über Fachkräftemangel?
Am 15.12. demonstrierten mehrere hundert Be-
schäftigte vor der Konzernzentrale in Frankfurt 
a.M. „Wir verlangen für alle Beschäftigten von GE 
Perspektiven und für die Standorte Sicherheit“, 
sagte Martin Ruess, Gesamtbetriebsratsvorsitzen-
der der GE Power Conversion und Betriebsrats-
vorsitzender der GE Power Conversion in Berlin. 
„Meine Kolleginnen und Kollegen von GE Power 
Conversion fordern ergebnisoffene und faire Ver-
handlungen. Alternativen zum Arbeitsplatzabbau 
müssen ernsthaft geprüft werden.“
Für Januar 2018 sind Protestaktionen in Berlin an-
gekündigt. DIE LINKE wird die Beschäftigten in 
Marienfelde dabei nach Kräften unterstützen.

H. Gindra, MdA

General Electric in Marienfelde

Es gibt Geschäftsstraßen, in denen es schwer 
ist dem „Ladensterben“ entgegenzuwirken. Die 
vernachlässigte Ladenzeile an der Hildburghauser 
Straße 29 (Ecke Tirschenreuther Ring) gehört 
nicht dazu. Wir wollen den Eigentümer Deutsche 
Wohnen dazu bewegen mit den Gewerbetreiben-
den, Anwohner_innen und mit dem Bezirksamt 
endlich zusammenarbeiten um die Potentiale zu 
entwickeln.
Aus der Pressemitteilung (19.12.17) von Harald 
Gindra (Mitglied des Abgeordnetenhauses) und 
der Bezirksverordneten Dr. Christine Scherzinger: 
Agiert die Deutsche Wohnen in Marienfelde 
gewerbefeindlich?
Wir sind erstaunt über das unprofessionelle Ver-
halten der Deutschen Wohnen, den Umgang mit 
Mieter_innen, Anwohner_innen und dem Be-
zirksamt sowie über offenbar bewußt erteilte 
Falschaussagen.
Im November hatten sich Gewerbemieter, darun-
ter der Abgeordnete Harald Gindra (er hat dort 
sein „Kiezbüro“), in einem Brief an die Deutsche 
Wohnen gewandt und ihre Sorgen und Wünsche 
zur Entwicklung des Gebiets geäußert. Teilweise 
seit zwei Jahren steht circa die Hälfte der kleinen 
Läden leer und Verantwortliche der Deutschen 
Wohnen deuteten an, dass eine Filiale einer gro-
ßen Drogeriekette bald einziehe. 
Die Gewerbetreibenden und DIE LINKE sehen 

Potential, das Gebiet zu einem attraktiven Zent-
rum für Marienfelde zu entwickeln. Insbesondere 
in der Großsiedlung gibt es Bedarf für einen Dro-
geriemarkt. Bekannt ist auch, dass trotz weite-
ren Leerständen andere gewerbliche Mietinteres-
senten von der Deutschen Wohnen abgewiesen 
wurden.
In einem Antwortschreiben der Leiterin der Un-
ternehmenskommunikation, Frau Damianakis, äu-
ßert die Deutsche Wohnen am 7.12. Verständnis. 
Sie kündigt „umfassende Baumaßnahmen“ an, die 
aber einer Baugenehmigung bedürften. Wörtlich: 
„Die dafür notwendigen vollständigen Unterlagen 
haben wir vor neun Monaten eingereicht und war-
ten seitdem auf eine Genehmigung.“
Darauf angesprochen, berichtet der zuständige 
Stadtrat Oltmann im bezirklichen Stadtentwick-
lungsausschuss am 14.12., dass der Bauantrag 
erst am 4.9.17 unvollständig eingereicht wurde 
und das Amt insgesamt sieben Nachweise, unter 
anderem zum Brandschutz, angefordert hat. Eine 
zugesagte Vervollständigung der Unterlagen war 
bis zum 14.12. nicht erfolgt.
Wir fordern von der Deutsche Wohnen, dass 
sie ehrlich mit ihren Gewerbemietern und den 
Marienfeldern umgeht, endlich in das vernach-
lässigte Marienfelder Zentrum Hildburghauser 
Straße investiert und einen konstruktiven Dialog 
mit Bezirk und Anliegern beginnt!                      HG

Nahversorgung für Marienfelder_innen 
verbessern!
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Am zweiten Januar Wochenende de-
monstrierten und diskutierten auch in 
diesem Jahr  Linke unterschiedlicher Or-
ganisationen gemeinsam, die ansonsten 
nicht immer gemeinsame Wege gehen:

Bei der traditionellen Gedenkdemons-
tration für die vor 99 Jahren ermorde-
ten Gründer der KPD Karl Liebknecht 
und Rosa Luxemburg am 14. Januar  de-
monstrierten mehr als 10000 Teilnehmer 
vom Frankfurter Tor im Stadtteil Fried-
richshain zur Gedenkstätte der Sozialis-
ten in Friedrichsfelde. Darunter befanden 
sich viele Mitglieder der Partei DIE LIN-
KE und der DKP sowie Aktivisten in Ge-
werkschaften, antifaschistischen Grup-
pen und linker Migrantenorganisationen. 
Auch viele Mitglieder unseres Bezirksver-
bandes waren im Demo- Zug zu finden. 
Gemeinsam demonstrierten die Teilneh-
mer friedlich gegen Kriege und Faschis-
mus – „für eine sozial gerechte, solida-
rische, von Ausbeutung und Unterdrü-
ckung befreite Welt“ und „für Solidarität 
unter den Ausgebeuteten, wo immer sie 
geboren sind“.
  Andere, insbesondere ältere Menschen 
zog es direkt zur Gedenkstätte. Dort 
wurden von vielen Teilnehmern, darunter 
auch die Partei – und Fraktionsspitze der 
LINKEN, Kränze und ein Meer von Roten 
Nelken niedergelegt.

Begleitet wurde dieses Gedenken von ei-
ner Reihe interessanter Veranstaltungen, 
so auch  von der Rosa Luxemburg Kon-
ferenz der Tageszeitung Junge Welt am 
Vorabend der Demonstration. 

Luxemburg Konferenz 
Die  mit über 2700 Teilnehmern gut 

besuchte Konferenz widmete sich in die-
sem Jahr schwerpunktmäßig den sozia-
len Kämpfen in Afrika, da „Afrika in den 
Mittelpunkt des Weltgeschehens in mehr-
facher Hinsicht rückt und der ökonomi-
sche Kampf um die Ressourcen des Kon-
tinents in vollem Gang ist. 130 Milliarden 
US-Dollar sogenannter Entwicklungshilfe 
gehen jährlich in ärmere Länder, eine Bil-
lion US Dollar aber fließen aus ihnen pro 
Jahr illegal ab – vor allem aus Afrika. Da-
gegen wachse der Widerstand in der Be-
völkerung ebenso wie in Lateinamerika 
oder Asien“.

Am Vormittag gab es eine Reihe inter-
essanter Vorträge von Vertretern anti-
kolonialer Organisationen. So berichte-
te die ehemalige Sozialministerin von 
Cote D`Ivoire (Elfenbeinküste)  Clotilde 
Ohouochi über die  imperialistische Ein-
mischung des Westens in Afrika am Bei-
spiel ihres Heimatlandes, sprach der chi-
nesische Universitätsprofessor Ding Xi-
aqin  über die Rolle Chinas in Afrika im 
Vergleich zu den kapitalistischen Haupt-
mächten oder referierte der kubanische 
Journalist Enrique Ubieta über Kubanische 
Einsätze in Afrika damals und heute und 
die veränderten Rahmenbedingungen für 
eine vom Imperialismus unabhängige Ent-
wicklung. Dier medizinische Hilfe Cubas, 
z.B. während der Ebola-Epidemie 2014 in 
Westafrika-, sei ein solidarisches Gegen-
modell zu Einflussnahme der kapitalisti-
schen Industrienationen im Zeichen des 
Neoliberalismus.
Aus Venezuela berichtete u.a. der stell-
vertretende Außenminister William Cas-
tillo über die politischen, wirtschaftli-
chen und auch militärischen Angriffe auf 
sein Land. Mit Unterstützung der großen 

Medienkonzerne 
werde Venezuela 
derzeit als Diktatur 
oder zumindest als 
gescheiteter Staat 
denunziert, in dem 
eine „entrechtete“ 
Bevölkerung unter 
Hunger und Verfol-
gung leide. Zugleich 
gebe es eine direkte 
Einmischung in Form 
ökonomischer Blo-
ckaden, politischer 
Drohungen und be-
waffneter Angrif-
fe von Paramilitärs. 
Carolus Wimmer 
von der KP Venezu-
elas kritisierte, dass 

die kapitalistischen Eigentumsverhältnis-
se im Land nicht beseitigt worden seien. 
Dennoch werde aber in Venezuela „ein 
sehr wichtiger und nötiger Kampf der na-
tionalen Befreiung geführt, der in Rich-
tung Sozialismus gehen muss“.
Die Konferenz verabschiedete per Akkla-
mation eine Solidaritätserklärung mit der 
Bolivarischen Revolution und forderten 
ein Ende der ausländischen Einmischung 
insbesondere der USA und der Europä-
ischen Union – einschließlich der deut-
schen Regierung-, in Venezuela. 

In der Podiumsdiskussion zum Abschluss 
der Konferenz zum Thema „Oben – un-
ten. Nord-Süd. Wer wen? Soziale Fra-
ge und Flüchtlingselend: Abschied der 
Linken von der internationalen Soli-
darität?“ – waren sich die anwesenden 
Vertreter von Partei DIE LINKE, Grünen, 
DKP und Partei der Arbeit Österreich ei-
nig, dass Nützlichkeitsaspekte in der Fra-
ge Flucht und Einwanderung und damit 
auch „ein linkes Einwanderungsgesetz“ 
strikt abzulehnen seien und die soziale 
Frage nur in  Solidarität und im gemein-
samen Kampf mit Geflüchteten und Ein-
wanderern  gestellt werden könne. 

Umrahmt wurde die Konferenz von ei-
nem interessanten Kulturprogramm in 
Gedenken an den kürzlich verstorbenen 
uruguayischen Liedermacher Daniel Vi-
glietti und einen Jugendforum zu den ak-
tuellen Auseinandersetzungen in Schule, 
Ausbildung und Beruf mit Mitgliedern der 
DIDF Jugend, Gewerkschaftsaktiven und 
der SDAJ.
Auch diesmal hat sich der Konferenzbe-
such sehr gelohnt! 

Carsten Schulz

Liebknecht-Luxemburg-Wochenende



Mehr als 3.4 Millionen 
Erwerbslose. Zeit zu  
handeln statt zu tricksen 
Wer die tatsächliche Arbeits-
losigkeit erfassen will, muss 
ehrlich rechnen. (...) Hier ist 
die tatsächliche Zahl, die al-
lein auf amtlichen Daten der 
Statistik der Bundesagentur 
für Arbeit beruht. Im Dezem-
ber 2017 tatsächlich knapp 
3.4 Millionen Menschen 
arbeitslos. Darüber hinaus 
tauchen 134.000 nicht er-
werbstätige Personen – die 
korrigierte sog. stille Re-
serve1 – in keiner Arbeitslo-
senstatistik auf, weil sie sich 
entmutigt vom Arbeitsmarkt 
zurückgezogen haben und 
sich nicht (mehr) als arbeits-
los registrieren lassen.
Offizielle Arbeitslosigkeit 
im Dezember 2017
                           2.384.961   
Nicht gezählte Arbeitslose 
verbergen sich hinter: 
Älter als 58 beziehen Ar-
beitslosengeld I und/oder 
ALG II 0                  164.122
Ein-Euro-Jobs (Abeitsgele-
genheiten)                72.404  
Förderung von Arbeits-
verhältnissen 2          6.994
Fremdförderung    272.854
Bundesprogramm sozia-
le Teilhabe am Arbeitsmarkt 
3Besch.sforderung  15.472     
Berufliche Weiterbildung         
                               162.089
Aktivierung und berufliche-
Eingliederung (z.B. Vermitt-
lung durch Dritte)                 
                               192.089
Beschäftigungszuschuss
(für schwer vermittelbare
Arbeitslose)               2.335
Kranke Arbeitslose (§126 
SGB III)                     79.055
Nicht gezählte Arbeits-
lose gesamt:        968.225
Tatsächliche Arbeitslosig-
keit im Dezember 2017     
                           3.353.186
Quelle: BfA Monatsbe-
richt Dezember 2017, S. 
102 0Die dort  aufgefühte 
Altersteilzeit sowie Gründ-
ungszuschusse und sonst-
ige geförderte Selbstständ-
igkeit haben wir in der 
Tabelle nicht berücksichtigt. 
Die dort ebenfalls älteren 
Arbeitslosen die aufgeführ-
ten auf Grund verschiedene 
rechtliche Regelungen 
(§428 SGBIII, 65 Abs. 4 
SGBII, 53a, Abs. 2, SGB II 
u.a.) nicht als Arbeitslose 
zählen, älter als 58 beziehen 
ALG I oder ALGII. 1IAB 
Kurzbericht  9/2017 Seite 
10; (Stille Reserve im 
engeren Sinn - Prognose 
2017/2017) 2Mit dem 
Gesetz zur Verbesserung der 
Eingliederungschancen...
zum Juli2012(...) zur Förderun 
von Arbeitsverhältnisse (FAV 
verbunden. 3Mit 05.2016 
neu in Berichterstatung der 
unterbeschäftigungaufgeno-

mmen.
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Wohnen, Wohnen, Wohnen…
Ausführungsvorschriften (AV) ab 
01.01.2018
Die Senatsverwaltung für Integration, Ar-
beit und Soziales hat für die derzeit 86.000 
Bezieher_innen von Hartz IV (ALG II) und 
Grundsicherung sowie Sozialhilfe (SGB XII) 
die Kostenübernahme für Miete und Heiz-
kosten erheblich angehoben. Die Ausfüh-
rungsvorschriften gelten ebenfalls für leis-
tungsberechtigte Personen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz.

Zukünftig wird die Angemessenheit der Kosten für 
die Unterkunft (Bruttokaltmiete = Nettokaltmiete 
plus kalte Betriebskosten) und der Kosten für die 
Heizung getrennt voneinander beurteilt, d. h. es 
gibt Richtwerte für Bruttokaltmieten und Grenz-
werte für die Heizkosten. Beide sollten nicht über-
schritten werden.

Nachfolgend ein Auszug über den aktuellen Stand:
Die zugestandene Wohnfläche steigt um jeweils 5 
m² für Haushalte ab drei Personen und Alleiner-
ziehende mit Kind. Insgesamt ist davon auszuge-
hen, dass es sich bei den Kostenübernahmen um 
eine Steigerung von 7 bis 17 Prozent handelt.

Anzahl der Personen 
Bedarfsgemeinschaft

Wohnungsgröße 
Richtwert m²

ALT
Richtwert Bruttokalt

NEU
Richtwert Bruttokalt

1 50 364,50 404,00
2 60 437,40 472,20

Neu: Alleinerziehende 
m. einem Kind

65 491,40

3 75,00 518,25 604,80
4 85,00 587,35 680,40
5 97,00 679,97 795,60

Jede weitere Person 12,00    84,12    93,60

Diese Richtwerte orientieren sich an dem Miet-
spiegel von 2017.

Sonderregelung für den Sozialen 
Wohnungsbau:
Die Miete darf den Richtwert bis zu 10 % über-
schreiten bei Wohnungen, die im 1. Förderweg 
des sozialen Wohnungsbaus errichtet wurden. 
Ferner gibt es nun die Verpflichtung für die Job-
center und für die für Soziales zuständigen Be-
zirksämter, präventiv über die Möglichkeit der 

Beantragung eines Mietzuschusses zu beraten, 
um Wohnraumverlust vorzubeugen.

Der Zuschlag in Höhe von 10 % für Härtefälle ist 
gleich geblieben. Dieser gilt für: Alleinerziehende, 
Personen die bereits seit 10 Jahren in ihrer Woh-
nung leben; über 60jährige leistungsberechtigte 
Personen; Schwangere; Modernisierungszuschlä-
ge; Personen, die eine eigene Wohnung benöti-
gen, um eine Unterbringung im Rahmen der Kin-
der- und Jugendhilfe zu beenden; bei Behinderung 
und Erkrankung.

Werden einzelne Leistungsempfänger aufgefor-
dert, sich eine neue Wohnung zu suchen als sog. 
Kostensenkungsprogramm, so reicht es künf-
tig, Bewerbungsschreiben vorzulegen, Beantra-
gung eines WBS, bei telefonischer Kontaktaufnah-
me Datum, Uhrzeit und Ansprechpartner der Woh-
nung zu notieren. 

Es erfolgt eine Wirtschaftlichkeitsberechnung  bei 
Überschreitung der tatsächlichen Aufwendungen 
für Unterkunft und Heizung.  Wäre ein Umzug teu-
rer als die weitere Kostenübernahme, so können 
die Aufwendungen weiter übernommen werden.
Die o. g. Verbesserungen gehen in die richtige 
Richtung. Ein Blick in die Tageszeitungen lehrt uns 
jedoch, dass der Wohnungsmarkt hart umstritten 
ist und von ganz anderen Mieten ausgeht. Hier 
dürfte es für Leistungsempfänger schwer bis un-
möglich sein, eine andere Wohnung zu finden.

Marianne Lampel
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Erste Hilfe bei Mieterhöhung
Seit  2015 gilt die sogenannte Mietpreisbin-
dung, auch bekannt als Mietpreisbremse, wel-
che eigentlich dazu beitragen soll Mieter_in-
nen in Ballungsgebieten zu entlasten. Faktisch 
greift diese nicht, im Gegenteil. Die Mietpreise 
sind seit der Einführung sogar noch gestiegen. 

Die Erfahrung zeigt, dass Eigentümer_innen inzwi-
schen nicht davor zurückschrecken Mieterhöhun-
gen mit der Mietpreisbremse selbst zu begründen 
und damit die Unkenntnis der Mieter_innen aus-
nutzen, die durch die Mietpreisbremse eigentlich 
schützen soll. So können Vermieter_innen bei-
spielsweise ihre Hausverwaltung beauftragen eine 
Mieterhöhung anzuweisen, mit der Begründung 
die Miete läge UNTERHALB des Mietspiegels an 
dem sich die Mietpreisbindung orientiert. In sol-
chen Fällen ist schnelles Handeln angesagt, da 
oft schon im ersten Schreiben mit gerichtlichen 
Schritten gedroht wird. 
Droht eine Mieterhöhung sind die besten An-
sprechpartner_innen meist die direkte Nachbar-
schaft. Selten erhöhen Vermieter_innen nur indi-
viduell, meist haut ein Algorithmus bei der Haus-
verwaltung die Mieterhöhung an alle Parteien glei-
chermaßen raus frei nach dem Motto, wir nehmen 

was wir kriegen, denn jede Mietpartei reagiert 
anders. 
Eine weitere wichtige Anlaufstelle sind die Mieter-
schutzvereine, die jedoch - wenn sie sauber arbei-
ten - kostspielig sein können. Doch kann sich eine 
Wohn- oder Hausgemeinschaft auch eine Mit-
gliedschaft teilen, so den Beitrag bezahlbar ma-
chen und mit genügend „(Wo-)manpower“ eine 
mögliche Mieterhöhung einfacher abwenden, als 
wenn dieser Schritt im Alleingang versucht wird. 
Oft leben Menschen in der Hausgemeinschaft, die 
nicht über genügend Deutschkenntnisse verfügen, 
und damit ein besonders leichtes Opfer für Miet-
haie sind. Auch diese Nachbarn sollten in den Pro-
zess mit eingebunden werden, eine aktive Betei-
ligung der jeweiligen Partei ist meist nicht nötig, 
eine Unterschrift reicht aus, um solche Mieter_in-
nen vor einer Mieterhöhung mit zu schützen. Ein 
gemeinsam aufgesetzter Brief unter den jede Par-
tei sein Unterschrift setzt, wirkt auch in anderen 
Fällen in denen sich Hausverwaltungen oft nicht 
rühren, wie z.B. defekte Schließanlagen oder un-
regelmäßig durchgeführte Reinigungen, deren 
Kosten letztendlich die Mietparteien tragen. Soli-
darität schafft Vertrauen und führt viel schneller 
zum Erfolg!

Stefanie de Velasco

Marxistischer 
Arbeitskreis
Liebe Marx-
Interessierte,
für alle, die‘s nicht 
mehr genau oder noch 
nicht wissen: wir wol-
len gut ankommen im 
Marx-Jahr und treffen 
uns das nächste Mal 
am 10. Februar (Sonn-
abend) um 17h in der 
Roten Insel.
Einzelheiten folgen!
Bis dahin gilt: Nicht 
verzagen – Marx und 
Engels fragen!!
Wir freuen uns auf die 
weitere Arbeit - 

 Horsta und Carsten

Karl Marx schreibt 
zum Thema: 
die Gesellschaft 
und der einzel-
ne Mensch, das 
Individuum:
„Je tiefer wir in die Ge-
schichte zurückgehen, 
je mehr scheint das In-
dividuum als unselb-
ständig, einem größe-
ren Ganzen angehörig: 
erst noch in ganz na-
türlicher Weise in der 
Familie und in der zum 
Stamm erweiterten Fa-
milie; später in dem 
aus dem Gegensatz 
und der Verschmelzung 
der Stämme hervor-
gehenden Gemeinwe-
sen in seinen verschie-
denen Formen. Erst 
im 18. Jahrhundert, in 
der „bürgerlichen Ge-
sellschaft“, treten die 
verschiedenen For-
men des gesellschaft-
lichen Zusammenhan-
ges dem Einzelnen … 
gegenüber.“ 
In diesem Zusammen-
hang erwähnt Marx, 
dass auch die Sprach-
entwicklung des ein-
zelnen Menschen nicht 
möglich ist „ohne zu-
sammen lebende und 
zusammen sprechende 
Individuen.“ 
Aus „Kritik der politi-
schen Ökonomie“ 1859

Freitag, den 26. Januar 2018 

im Rathaus Schöneberg, Louise-Schröder-Saal (Raum 195)

17 Uhr 
Aktuelle Herausforderungen für die Friedensbewegung: 
Aufrüstung stoppen, Waffenexporte verbieten, 
Auslandseinsätze beenden – aber wie? 
Drei Friedens-Aktivistinnen aus drei Generationen im Gespräch:
Laura von Wimmersperg, Moderatorin der Berliner Friedenskoordination (Friko)
Heike Hänsel, MdB DIE LINKE, stellvertretende Fraktionsvorsitzende (angefragt)
Friederike Benda, Bezirksvorsitzende DIE LINKE Charlottenburg-Wilmersdorf
Moderation: Alexander King, Bezirksvorsitzender Tempelhof-Schöneberg

19 Uhr 
Neujahrsempfang mit Musik von Trio Scho (russische 
Kaffeehaus-Musik), Büffet und Ansprachen von
Gesine Lötzsch, MdB DIE LINKE, direkt gewählte Abgeordnete aus Lichtenberg
Katina Schubert, Landesvorsitzende DIE LINKE Berlin
Elisabeth Wissel, Fraktionsvorsitzende DIE LINKE in der BVV Tempelhof-Schöneberg
Philipp Bertram und Harald Gindra, MdA DIE LINKE im Berliner Abgeordnetenhaus
DIE LINKE. Tempelhof-Schöneberg, die Linksfraktion in der BVV Tempelhof-Schöneberg, Philipp 
Bertram, MdA DIE LINKE und Harald Gindra, MdA DIE LINKE, laden Sie herzlich ein.

Neujahrsempfang 2018



Mieter-Aufruf: Gentrifi zierung - Wir sind 
an Ihren Erfahrungen interessiert!
DIE LINKE als kleine Partei in einem großen Be-
zirk kann nicht überall sein. Wir wollen aber her-
ausfi nden, in welchem Umfang und mit welchen 
Methoden sich Ihre Nachbarschaft verändert. Wa-
rum Mieter mit kleinem Einkommen wegziehen 
müssen und sich die sogenannte „Aufwertung“ 
von Kiezen breit macht.
Deswegen bitten wir Sie um Informationen: Wo 
werden aufwändige Sanierungen geplant, verbun-
den mit der Ankündigung erheblicher Mietsteige-
rungen? Wo werden ganze Häuser „leergezogen“ 
um grundzusanieren und anschließend in Eigen-
tumswohnungen umzuwandeln? Wo werden Woh-
nungen zu Ferienwohnungen umgewandelt oder 
bereits als solche genutzt? Wo werden die weitge-
henden Mieterhöhungsspielräume extrem ausge-
nutzt? Wo werden Wohnungswechsel zu extremen 
Mieterhöhungen genutzt? Wo müssen Hartz-IV-

Haushalte Wohnungen räumen, weil sie eine Auf-
forderung des JobCenters erhielten, ihre Miet-
kosten zu senken?
Wir wollen Ross und Reiter nennen, weil wir nicht 
nur aus nüchternen Statistiken die Änderung der 
Lebensumstände von so vielen Menschen in un-
serem Bezirk bewerten wollen. Wir wollen die-
se Erfahrungs- und Wissenssammlung in politi-
sche Initiative umsetzen: krasse Fälle öff entlich 
machen, die Vernetzung und den Widerstand un-
terstützen und im Rahmen unserer Möglichkei-
ten auf Bezirks-, Landes- und Bundesebene par-
lamentarische Initiativen anstoßen. 
Helfen Sie uns dabei!
Mieter-Notrufe an: Mi. 15-17 Uhr: 902 77 48 98
Per E-Mail an kontakt@linksfraktion-ts.de oder 
per Post an: DIE LINKE, Feurigstraße 68, 10827 
Berlin
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DIE LINKE.
Tempelhof - Schöneberg
Bezirksgeschäftsstelle:
Feurigstr. 68, 
10827 Berlin
Öff nungszeiten:
Di. und Do: 11 - 18 Uhr
Mo. und Fr: 11 - 15 Uhr
Tel. : +49 30 21 997-140
Fax: +49 21 729 26
E-Mail: bezirk@dielinke-
tempelhof-schoeneberg.de
Webseite: www.dielinke-
tempelhof-schoeneberg.de
Termine in der 
Roten Insel
Mitgliederversammlung 
Do. 22.02.1 und
22.03.2018, 19 Uhr
Bezirksvorstand
24.01, 14.02., 
28.02.2018, 19 Uhr 
Basisorganisationen(BO) 
BO Schöneberg
05.02.2018, und 
05.03.2018, 19 Uhr
BO Tempelhof
25.01.2018, 19 Uhr, 
Rudolf-Wissell-Haus. Alt-
Mariendorf 24-26, 12107 
Berlin-Mariendorf
Arbeitskreis Kommunale 
Altersversorgung (AKA)
Telefonisch erfragen
Beratungstermine für 
KulturLeben: Anmeldung
Je 3. Di. 20.02., 20.03.  
16 -18 Uhr
Bezirksfraktion: S. 3
Unser Abgeordneter: 
Harald Gindra, MdA, S. 4
Philipp Bertram, MdA, S. 4
JobCenter-Infostand
Telefonisch erfragen
Lesekreis
10.02.2018, 17 Uhr
Inselgespräche
03.02.2018, 15 Uhr 

Sozialberatung 
mit RA Claus Föster, 
Di. 13.02. 10 bis 12 Uhr
in der Roten Insel 

Sprechstunde mit MdA 
Harald Gindra 
Montag 29.01.2017, 
15 - 17 Uhr, in der 
Roten Insel, Feurigstr. 68, 
10827 Berlin
Siehe auch S. 4

Mieterberatung
Je 2. und 4. Di. im Monat
14  - 16 Uhr im Kiezbüro

Sprechstunde mit MdA 
Philipp Bertram 
Montag 05.02.2018,
15-17 Uhr, in der 
Roten Insel, Feurigstr. 68, 
10827 Berlin
Siehe auch S. 4

Leserbrief
Stadtrat Oltmann's Verständnis von 
Bürgerbeteiligung
Am 5. Dezember inszenierte unser Stadtrat Oltmann 
(Grüne) federführend eine sogenannte Bürgerver-
anstaltung zum Komplex Mühlenberg-Nachverdich-
tung. Diese Promotion-Aktion, fl ankiert von einer in-
teraktionsgetrimmten Moderation stellte alternativ-
los drei Bebauungsprojekte vor. Eine vierte, von der 
Bürgerinitiative angeregte Variante durfte nicht ein-
mal angehört werden. Stadtrat Oltmann betonte in 
der Dezember-BVV ausdrücklich, dass die seinerzeit 
in der Veranstaltung anwesenden Bürger_innen über 
eine der drei vorgestellten Bauvorhaben abstimmen 
konnten.

Der demokratisch gewählte Stadtrat wollte demnach 
dieser – einer echten Bürgerbeteiligung zuwider lau-
fenden – Veranstaltung den Anschein einer demokra-
tischen Legitimation geben. Herr Oltmann, wie viele 
(nicht am Mühlenberg ansässige) ihrer Parteifreund_
innen, Sympathisant_innen waren bei dieser Veran-
staltung anwesend und wie viele haben von denen 
für Ihre Projektvorstellung klakeurhaft votiert?

K-H. Buchmann


